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INFO/BUCHUNG 030/2978-1620Maritimes Flair an der Kieler Förde

NORD-OSTSEE-KANAL

> Fahrt im komfortablen Reisebus ab/bis 
Berlin-Ostbahnhof

> 3 x Ü/F und 2 x Abendessen im Maritim 
Hotel Bellevue Kiel

> Stadtrundfahrt entlang der Kieler  
Sehenswürdigkeiten

> Ganztägige Schifffahrt über den Nord-
Ostsee-Kanal von Kiel bis Brunsbüttel 
mit dem Schaufelraddampfer

> Tatort-Tour durch Kiel entlang der Origi-
naldrehorte

 Leistungen inklusive:

 Reisetermine:

> Besuch des Seesoldatendenkmals

> Kleine Brauhausführung mit Ver-
kostung und herbstlichem 2-Gänge-
Abendessen

> WLAN und Schwimmbadnutzung

   13.10. – 16.10.2017 
 
 Preise pro Person:

  Doppelzimmer 

  Zuschlag für EZ/EK

ab 485,– €

     69,– €

Veranstalter: HKR GmbH,
Hannoversche Str. 6–8, 49084 Osnabrück 

Foto: HKR GmbH

SOZIALISTISCHE TAGESZEITUNG

ANZEIGE

NACHRICHTEN

Kitas beschäftigen häufig
weniger Personal als
vorgeschrieben
Berlin. Kindertagesstätten be-
schäftigen nach Informationen der
»Welt am Sonntag« zum Teil we-
niger Betreuungspersonal als vor-
geschrieben. Dies ergebe sich aus
Daten der Landesrechnungshöfe
der 16 Bundesländer, berichtet
das Blatt. Demnach deckten un-
abhängige Prüfer in drei Ländern
– Nordrhein-Westfalen, Berlin und
Hamburg – bei Sonderprüfungen
auf, dass in den überprüften Kitas
häufig weniger Erzieherinnen ar-
beiteten als durch die Mindest-
personalverordnungen der Län-
der vorgegeben. In Berlin beschäf-
tigten 111 Kitas, die in der Stich-
probe unter die Lupe genommen
wurden, zusammen 163 Fach-
kräfte weniger als vorgeschrie-
ben. In Hamburg arbeiteten in
Gruppen für unter Dreijährige nur
zwischen 77 und 83 Prozent der
festgelegten Kräfte. Und in Nord-
rhein-Westfalen unterschritt fast
jede zweite Einrichtung die Vor-
gaben. dpa/nd Kommentar Seite 4

NSU-Opfer-Angehörige
verklagen den Staat
München. Während sich der NSU-
Prozess in München nach vier Jah-
ren dem Ende nähert, wird in
Nürnberg ein zweites Verfahren im
Zusammenhang mit der rassisti-
schen Mordserie vorbereitet. Zwei
Familien haben den Staat auf
Schadenersatz verklagt – Angehö-
rige der beiden NSU-Mordopfer
Enver Simsek und Ismail Yasar. Die
Familie Simsek hat vor dem
Landgericht Nürnberg die Klage
gegen den Staat eingereicht, ge-
nauer: gegen den Freistaat Bay-
ern, den Freistaat Thüringen und
die Bundesrepublik Deutschland.
Es geht um 50 000 Euro für jedes
Familienmitglied. Dasselbe fordert
die Familie Yasar. Das Nürnber-
ger Gericht bestätigte auf Anfra-
ge, dass beide Klagen »anhängig«
sind. dpa/nd

Sicherheitsverstöße in
Kaserne Sondershausen
Sondershausen. Zu den Missstän-
den in der Bundeswehr-Kaserne in
Sondershausen sind weitere Vor-
würfe bekanntgeworden. Wie der
»Spiegel« berichtete, soll es dort bei
der Ausbildung von Unteroffizie-
ren Verstöße gegen Sicherheitsbe-
stimmungen gegeben haben. So
hätten sich Ausbilder beim Schie-
ßen mit Handwaffen zwischen
Schützenscheiben gestellt. Diesen
Regelverstoß soll ein Bataillons-
kommandeur damit begründet ha-
ben, dass die Soldaten im Einsatz
auch über die Sicherheitsbestim-
mungen hinwegsetzen müssten.
Zudem sollen laut dem Magazin
fehlerhafte Schießkladden durch
Ausbilder mit Dienststempeln ge-
fälscht worden sein. dpa/nd

Friedensdemo von Muslimen kleiner als erwartet
Zum Kölner Protest gegen Gewalt im Namen des Islam kamen nur 1000 Teilnehmer

Einige tausend Menschen kamen
zum Friedensmarsch gegen isla-
mistischen Terror nach Köln. Viel
weniger als von den Veranstaltern
erhofft.

Von Sebastian Weiermann

»Nicht mit uns – Muslime und Freun-
de gegen Gewalt und Terror« war das
Motto derDemonstration, die von der
liberalen Islampädagogin Lamya
Kaddor und dem Friedensaktivisten
TarekMohamad, am Samstag in Köln
veranstaltet wurde. Die beiden Mus-
lime hatten sich nach dem Anschlag
auf der London Bridge vor zwei Wo-
chen entschieden, dass es nun Zeit
sei, ein deutliches Zeichen gegen Ter-
ror im Namen des Islam zu setzen.
Dafür hatten Kaddor und Mohamad
alles in ihrer Macht stehende getan.
Sie waren von Pressetermin zu Pres-
setermin getingelt, hatten Gespräche
mit islamischen Gemeinden geführt
und nach prominenten Unterstüt-

zern gesucht. Zumindest letzteres ist
den beiden gut gelungen. Auf der
langen Unterstützerliste für die De-
monstration findet sich ein Gutteil
der deutschen Politprominenz. Vom
SPD-Kanzlerkandidaten Martin
Schulz über Cem Özdemir (Grüne)
und Christian Lindner (FDP) bis zum
kommenden NRW-Ministerpräsi-
denten Armin Laschet (CDU). Sogar
Bundeskanzlerin Angela Merkel ließ
durch ihren Regierungssprecher
Steffen Seibert mitteilen, dass die
Kanzlerin die Demonstration begrü-
ße. Von den prominenten Unterstüt-
zern waren dann aber nur die we-
nigsten gekommen. Und auch viele
Muslime blieben zu Hause.
Zwar war es Kaddor und Co. Ge-

lungen, den Zentralrat der Muslime
für die Demonstration zu gewinnen,
doch der türkische Verband DITIB
versagte ihnen die Unterstützung.
»Muslimische Anti-Terror-Demos«
würden die Muslime stigmatisieren,
zudem sei es zu warm, um im Ra-

madan am Mittag zu demonstrieren,
teilte DITIB mit. »Man werde in al-
len Gemeinden aber ein Friedens-
gebet durchführen. Auch von einer
anderen Seite wurde der Demonst-
ration die Unterstützung versagt.
Viele migrantische Islamkritiker kri-
tisierten das Vorhaben. Man könne
nicht mit dem Zentralrat, dem eine
Nähe zur Muslimbruderschaft nach-
gesagt wird, oder Erdogans DITIB
glaubhaft gegen den Terror de-
monstrieren. Ein weiterer Vorwurf:
Es fehle an einer kritischen Ausei-
nandersetzung mit dem Islam.
Die Veranstalter ließen diese Vor-

würfe links liegen und versuchten es
trotzdem. Dabei wurden sie ent-
täuscht. Viel mehr als 1000 Men-
schen beteiligten sich nicht. Tarek
Mohamad und Lamya Kaddor mach-
ten daraus auch kein Geheimnis.
Mehrfach wurde von der Bühne die
geringe Teilnehmerzahl beklagt und
DITIB direkt kritisiert. Es gebe kei-
nen Grund, im Ramadan nicht an ei-

ner Demo teilzunehmen, erklärte
Kaddor. Die prägnanteste Rede in
Köln hielt Kabarettist Fatih Çevik-
kollu. Natürlich distanziere er sich
als Muslim von Islamisten, als Deut-
scher vom NSU, als Türke von Er-
dogan und als Autofahrer von Ra-
sern. Çevikkollu brachte die Bot-
schaft, die von der Demonstration
ausgehen sollte, am besten unter die
Demonstranten. Terror habe nichts
mit Religion zu tun, hieß es in vie-
len Reden, undmanmüsse sich nicht
von etwas distanzieren, womit ei-
nen nichts verbinde.
Lamya Kaddor und ihre Mitstrei-

ter wurden von den großen Islam-
verbänden ignoriert. Einzig die Ah-
madiyya-Gemeinde war mit vielen
Menschen, T-Shirts und Transpa-
renten deutlich präsent. Islamhasser
dürften die Kölner Demonstration in
Zukunft ausschlachten. Für sie ist es
ein Beweis, dass Muslime sich nicht
von Gewalt im Namen der Religion
distanzieren. Kommentar Seite 4

Entwicklungshilfe für Rüstungskonzerne
Kurz vor Toresschluss bestellt Schwarz-Rot für über 16 Milliarden Euro Waffen und Gerät
Der Haushaltsausschuss des Bun-
destags wird in dieser Woche über
rund 30 Beschaffungsvorlagen be-
raten. Sie haben ein Finanzvolumen
von etwa 16,3 Milliarden Euro.

Von René Heilig

Es geht um ein neues Kommunikati-
onssystem für das Heer und die
Streitkräftebasis, das alle Komman-
dostufen vom einfachen Panzergre-
nadier bis zum Brigadestab sowie die
Masse der Gefechtsfahrzeuge einbe-
zieht. Es geht um fünf neue Korvet-
ten, mit denen die Deutsche Marine
an fernen Küsten Präsenz zeigen
kann. Gleiche Ziele werden die neu-
en U-Boote ansteuern. Aufgerufen
sind Kampfdrohnen sowie Tank- und
Transportflugzeuge. Dazu geht es um
Updates für Gefechtstransporter und
den Schützenpanzer »Puma«. Weiter
kommt allerlei »Kleinkram« – wie
neue Transport- und Mobilkranfahr-
zeuge, die Beschaffung neuer LUNA-
Drohnen, die Umrüstung von Kampf-
hubschraubern sowie der Kauf von
Lenkraketen und jede Menge andere
Munition – auf den Tisch.
Rund 30 Beschaffungsvorlagen

sind eingereicht. Addiert man deren
Kosten, kommt man auf 16 Milliar-
den Euro. Der Haushaltsexperte der
Grünen-Fraktion Tobias Lindner ist
fassungslos: »In meinen sechs Jahren
im Haushaltsausschuss haben wir
noch nie in einer einzelnen Sitzung
über so eine Vielzahl an Beschaf-
fungsvorlagen beraten«, empört er
sich gegenüber »nd«.
Die meisten dieser Rüstungspro-

jekte lagen schon mehrfach auf dem
Tisch der Parlamentarier – um dann
wieder in Regierungsschubladen zu
verschwinden. Warum? Die SPD, so
witzelte man in den Bundestagsgän-
gen, sei nach ihren Landtagsnieder-
lagen zur Friedenspartei geworden.
Da macht es sich nicht gut, wenn die
Schulz-Partei das bislang gigan-
tischste Rüstungsprogramm mitträgt.
Doch nun wird den Sozialdemo-

kraten nichts anderes übrigbleiben.
Noch zwei Wochen, dann verabschie-
det sich das Parlament in die Som-
merferien. Anschließend werden ein
neuer Bundestag gewählt und die
künftige Regierung bestimmt. Eile ist
also geboten. Zudem nimmt nie-
mand der SPD ihre Rüstungsabsti-
nenz ab. Einige der zur Bestätigung
vorgelegten Rüstungsprojekte sind
sogar Herzensangelegenheiten füh-
render Sozialdemokraten. Beispiel K-
130.
Fünf Korvetten hat die Marine. Die

erste wurde 2008, die letzte 2013 in
Dienst gestellt. Nach Jahren extrem
teurer Nacharbeiten schwimmen die
Kriegsschiffe jetzt immerhin prob-
lemlos. Auch wenn noch nicht alle
Waffensysteme an Bord sind. Nun soll
ein 2. Los, also eine Folgeserie, ge-
baut werden. Abermals fünf Schiffe.
Normalerweise tragen die Korvet-

ten Städtenamen wie »Braun-
schweig« oder »Erfurt«. Doch ange-

sichts ihres unermüdlichen Einsatzes
für den Bau weiterer Schiffe, sollte
man zwei der neuen Korvetten auf die
Namen »Johannes Kahrs« und
»Eckardt Rehberg« taufen. Die bei-
den Bundestagshaushälter von SPD
und CDU – Kahrs ist zudem Mitglied
im Verteidigungsausschuss – haben
sich bei der Planung des 2. Korvet-
tenloses große Verdienste zuschul-
den kommen lassen. Nicht ganz un-
eigennützig, denn die Wahlkreise der
Abgeordneten sind im Norden, da wo
die Werften liegen.
Bei den Kriegsschiffen waren ei-

nige Klippen zu umschiffen. Eigent-
lich sollte die Lürssen-Werft mit dem
Bau beauftragt werden. Die Bremer
Firma hat bereits gemeinsam mit
Blohm+Voss in Hamburg und den
Nordseewerken in Emden die ersten
Korvetten gebaut. Schnell und un-
auffällig war das Ziel. Der neue Auf-
trag sollte daher nur eine Nachbe-
stellung sein. Da sieht das Vergabe-
recht die Möglichkeit vor, von einer
neuen Ausschreibung abzusehen.
Doch dann trat die Konkurrenz auf
den Plan und behauptete, bei den
neuen Korvetten werde so viel ver-
ändert, dass eine Projektausschrei-
bung notwendig sei. Das juristische
Hin und Her ist jetzt beendet, eine Ar-

beitsgemeinschaft (ARGE K-130)
wird mit der Lieferung beauftragt.
Ursprünglich bezifferten Kahrs und

Rehberg die Kosten für die Korvetten
auf 1,5 Milliarden Euro. Im Moment
liegen sie bei 1,989 Milliarden Euro.
Ein Schnäppchen im Vergleich zu den
3,12 Milliarden Euro, die die ARGE
ursprünglich verlangt hat. Doch die-
se Reduzierung wurde teuer erkauft.
Der Bundesrechnungshof erstellte

ein geheimes Gutachten. Darin wird
gerügt, dass man unter »hohem Zeit-
druck« verhandelt hat, um dem
Haushaltsausschuss des Parlaments
»noch in dieser Legislaturperiode ei-
nen Vertragsentwurf vorlegen zu
können«. Falsch sei, dass man auf ei-
nen Wettbewerb unter den Werften
verzichtet habe. Mehrfach ist in dem
Rechnungshofpapier zu lesen, das
Angebot sei »überhöht« und »über-
teuert«. Die Risiken belasten »zum
großen Teil den Bund«. Und: Durch
die Monopolstellung des Auftragneh-
mers »konnten nicht die angestreb-
ten Garantien, Gewährleistungen und
Vertragsstrafen vereinbart werden«.
Die Einkäufer hätten die eigenen
rechtlichen Positionen geschwächt.
Für eine Preisminderung von 151
Millionen Euro hat das zuständige

Beschaffungsamt auf seine Prüfungs-
rechte verzichtet. Probleme sind pro-
grammiert, denn die Bundeswehr
strich nicht nur »nicht zwingend be-
nötigte Landanlagen« sondern auch
Ersatzteillieferungen und logistische
Leistungen im Wert von 129 Millio-
nen Euro. Die Minderung beim Kauf-
preis wurde erreicht, weil der Bund
Aufgaben der Industrie übernommen
hat. Es handelt sich unter anderem
um sogenannte Beistellungsleistun-
gen in Höhe von 190 Millionen Euro
sowie um logistische Leistungen, die
80 Millionen Euro kosten.
Ähnliche kostspielige »Pannen«

finden sich in allen Teilstreitkräften.
Beim Heer betrifft es vor allem den
»Puma«, der von den deutschen Rüs-
tungsunternehmen Krauss-Maffei
Wegmann und Rheinmetall entwi-
ckelt und produziert wird. Die ersten
Serienfahrzeuge wurden im April
2015 an die Truppe geliefert. Wer sich
die aktuellen Beschaffungsvorlagen
anschaut, merkt auf Anhieb, dass sie
vor allem Nachbesserungen am an-
geblich besten Schützenpanzer der
Welt betreffen. Das vorab bejubelte
Blechding hat mehr Probleme als Bau-
teile. In einem anderen geheimen Be-
richt des Rechnungshofes liest man
etwas von »konzeptbedingten Ein-
schränkungen« und »Qualitätsproble-
men«. Das Heer kann den Panzer le-
diglich für einfachste Ausbildungsauf-
gaben verwenden. Die Nutzungsstufe
2 – es gibt insgesamt fünf solcher Stu-
fen – erreiche man wohl frühestens
2022. Für einen Einsatz ist der »Pu-
ma« ganz und gar noch nicht reif. Was
kein Grund zum Jubeln für Friedens-
freunde ist, denndieBundeswehrwird
– um den NATO-Verpflichtungen
nachkommen zu können – die alten
»Marder« über das Jahr 2025 hinaus
nutzen. Der Bundesrechnungshof je-
denfalls rät dringend: »Die Bundes-
wehr sollte vorerst keine weiteren SPz
PUMA (2. Los) beschaffen.« Das Ver-
teidigungsministeriumwird demwohl
kaum folgen. Denn man ist auf dem
von der NATO beschlossenen Weg,
zwei Prozent des Bruttosozialproduk-
tes fürs Militär auszugeben.
Die sicherheitspolitischen Risiken

für Europa und die Welt kann derzeit
noch niemand berechnen. Eine an-
dere, kaum minder skandalöse Rech-
nung stellte Michael Leutert, Haus-
hälter der Linksfraktion, an. Er hat zu
den rund 16,3 Milliarden Euro, die in
dieser Woche für Rüstungsprojekte
beschlossen werden, deren Nut-
zungs- und Folgekosten addiert. So
werden aus 16 Milliarden Euro un-
versehens 23 Milliarden Euro. Das
sind, so Leutert, rund 0,7 Prozent des
Bruttoinlandsproduktes. »Genau so
viel will Deutschland seit Jahren für
Entwicklungshilfe ausgeben und er-
reichte diesen Wert bisher noch nie«,
empört er sich gegenüber »nd« und
meint: »Woran dieses ›Unvermögen‹
liegt, ist wohl angesichts solcher
schwarz-roten Freigiebigkeiten ge-
genüber Rheinmetall und anderen
Rüstungsfirmen keine Frage.«

Angesichts ihres uner-
müdlichen Einsatzes
sollte man zwei der
neuen Korvetten auf
die Namen »Johannes
Kahrs« und »Eckardt
Rehberg« taufen.

Die »Braunschweig« kam dieser Tage nach 13 Monaten aus dem Mittelmeer zu-
rück. Demnächst werden fünf weitere Korvetten gebaut. Foto: nd/René Heilig


